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Die Renaissance 
des Bergbaus

Die Europäische Union will erreichen, dass Unternehmen wieder 
mehr Rohstoffe aus europäischen Böden fördern. Doch die 

Hindernisse sind groß – und die Zeit drängt.

S
eit einigen Tagen holt die Firma Vulcan 
Energy im rheinland-pfälzischen Landau 
Lithium aus dem Boden. Das Start-up 
will mit seiner ersten Demonstrationsan-
lage 40 Tonnen des begehrten Rohstoffs 
im Jahr fördern. In zwei Jahren soll die 

erste kommerzielle Anlage dann 24.000 Tonnen 
pro Jahr liefern. Zu den Kunden gehören Auto-
konzerne wie Volkswagen, Stellantis oder Re-
nault, aber auch Batteriehersteller LG und Ka-
thodenspezialist Umicore.

Vulcan Energy ist nicht allein: Der Bergbau, 
Grundlage der Industrialisierung im 19. Jahrhun-
dert, erlebt eine Renaissance in Europa. Die Po-
litik habe endlich verstanden, dass sie die Roh-
stoffabhängigkeit von anderen Teilen der Welt 
verringern müsse, sagt Vulcan-Gründer Horst 
Kreuter. „Wenn China uns den Lithiumhahn ab-
dreht, hat unsere Automobilindustrie ein unlös-
bares Problem“, warnt der Unternehmer.

Die EU-Kommission macht neuerdings 
Druck. Im „Critical Raw Materials Act“ setzt sie 
ein ehrgeiziges Ziel: Bis 2030 sollen zehn Pro-
zent des jährlichen Bedarfs an strategisch wich-
tigen Rohstoffen aus dem heimischen Bergbau 
gedeckt werden, sofern es in Europa Vorkom-
men gibt.

Aktuell ist der Kontinent weit von seinem 
Ziel entfernt: Bei Lithium und seltenen Erden et-
wa liegt Europas Förderanteil bei null Prozent. 
Das Gesetz stuft 16 Rohstoffe als strategisch 
wichtig ein – von B wie Bor bis W wie Wolfram. 
Darunter sind bekannte Metalle wie Kupfer und 
Nickel, aber auch Rohstoffe wie Germanium 
oder Gallium, die wegen chinesischer Exportres-
triktionen erst seit Kurzem auf ein breiteres öf-
fentliches Interesse stoßen. Sie sind entscheidend 
für viele Hightech-Produkte und grüne Techno-
logien. Doch wie realistisch ist eine Rückkehr des 
Bergbaus in der EU eigentlich? Welche Rohstoff-
vorkommen gibt es überhaupt in der Union? Und 
wie stehen die Aussichten, sie zu fördern? Zu-
letzt haben sich die guten Nachrichten gehäuft, 
einige Unternehmen prognostizieren schon ei-
nen neuen Bergbauboom.

Im Januar verkündete der Chef des staatli-
chen schwedischen Bergbaukonzerns LKAB, Jan 
Moström, den größten Fund seltener Erden in 
Europa. Das Vorkommen bei Kiruna nördlich 
des Polarkreises wird auf mehr als eine Million 
Tonnen geschätzt. Bislang galt die Förderung als 
zu teuer – angesichts der wachsenden Nachfrage 
könnte sich der Aufwand aber lohnen. Doch so-
gar unter idealen Bedingungen könnte der Abbau 
erst in zehn bis 15 Jahren beginnen, erklärt das 
Unternehmen. Ebenfalls im Norden Schwedens 
liegen die vermutlich größten Grafitvorkommen 
Europas. Das Kohlenstoffmineral dürfte in Zu-
kunft eine zunehmend wichtige Rolle in der Ak-
kuherstellung spielen. Die australische Firma 
Talga hat bereits Förderrechte bei der Ortschaft 
Vittangi erworben und will 2025 mit der Produk-
tion beginnen. Eine schwedische Behörde, die die 
Regierung in Bergbaufragen berät, schätzt das 
Vorkommen auf drei Millionen Tonnen. Das 
dürfte einige Jahre reichen, aktuell liegt der Be-
darf in der EU bei 125.000 Tonnen pro Jahr – al-
lerdings steigt die Nachfrage.

Auch in Südeuropa gibt es Bewegung: In 
Griechenland will der Konzern Mytilineos ein 
großes Galliumvorkommen abbauen. Bislang im-

portieren die Europäer 97 Prozent ihres Bedarfs. 
Unternehmenschef Evangelos Mytilineos sagte 
dem Handelsblatt, er könne die gesamte EU-
Nachfrage nach Gallium decken. Der Vorteil: Das 
Element würde als Nebenprodukt aus einer be-
stehenden Aluminiummine gefördert. Die Inves-
titionen von 60 Millionen Euro könnte der Mil-
liardenkonzern leicht stemmen, aber er hätte ger-
ne eine Abnahmegarantie von der EU.

In Deutschland planen gleich mehrere Fir-
men, Lithium zu fördern. Man könne 30 Prozent 
des europäischen Bedarfs mit Anlagen im Raum 
Oberrhein decken, schätzt Vulcan-Energy-Chef 
Kreuter. Im Erzgebirge vermutet das Start-up 
Zinnwald bis zu 125.000 Tonnen Lithium, genug 
für rund zehn Millionen Elektroautos. Rund ein 
Drittel des Vorkommens liegt wohl auf deutscher 
Seite, zwei Drittel liegen in Tschechien.

Im März ist das Unternehmen Advanced Me-
tallurgical Group (AMG) des deutschen Rohstoff-
managers Heinz Schimmelbusch als strategischer 
Minderheitsaktionär bei Zinnwald eingestiegen 
– ein Vertrauensbeweis für das Start-up. Insge-
samt zählt die EU-Kommission rund tausend
Bergbauprojekte. 130 seien in einem fortgeschrit-
tenen Stadium, erklärt eine Sprecherin. Die Be-
hörde sei zuversichtlich, mit den bestehenden
und geplanten Projekten das Zehn-Prozent-Ziel 
bis 2030 zu erreichen.

Experten halten den EU-Plan für unrealis-
tisch. Denn der Bergbau ist in vielen Ländern 
hochumstritten – vor allem wenn aus grüner Na-
tur riesige Baugruben werden sollen. „Das Zehn-
Prozent-Ziel der EU liegt in weiter Ferne“, sagt 
Jan Giese vom Frankfurter Rohstoffhändler Tra-
dium. Es gebe weiterhin große Unsicherheiten 
bei den Genehmigungsprozessen, die höheren 
Standards in der EU trieben die Kosten nach 
oben. Auch Eric Pirard, Geologieprofessor an der 
Universität Lüttich in Belgien, warnt: „Wir sollten 
in naher Zukunft nicht zu viel erwarten. Es gibt 
Potenzial in Europa, aber bei der Erforschung der 
Vorkommen sind wir weit hinterher.“ Drei zen-
trale Hindernisse bremsen den Bergbau hier-
zulande.

1. Politischer Widerstand
Pirard nennt als Beispiel das alte Bergbaugebiet 
im belgischen Kelmis. Gleich hinter der deut-
schen Grenze bei Aachen lag einst das Zentrum 
der europäischen Zinkindustrie. Heute erinnert
nur noch ein Museum an die Bodenschätze. Da-
bei lagere dort sehr wahrscheinlich auch Germa-
nium, sagt Pirard. Weil in Belgien jedoch die grü-
ne Umweltministerin für den Bergbau zuständig 
sei, gebe es keine Genehmigung für Probeboh-
rungen. Er schlägt vor, als ersten Schritt die Kom-
petenz an das Wirtschaftsministerium zu über-
tragen. Auch gegen den Lithiumabbau in
Deutschland regt sich vielerorts Protest. Eine
Bürgerinitiative aus Neustadt an der Weinstraße 
hat fast 2000 Unterschriften gegen das Vulcan-
Energy-Projekt gesammelt. Die Unterzeichner
fürchten, dass die tiefen Bohrungen zur Verun-
reinigung des Grundwassers und zu Erdbeben
führen könnten.

Ähnlich sieht es im österreichischen Frant-
schach-St. Gertraud aus, wo das Unternehmen 
European Lithium eigentlich schon 2016 mit dem 
Abbau beginnen wollte. Das Startdatum wurde 
inzwischen auf 2025 verschoben. Der sozialde-

mokratische Bürgermeister Günther Vallant hat 
noch Bedenken: „Wir haben Fragen, beispiels-
weise die, welche Folgen der Abbau für das 
Trinkwasser hat und wie das Lithium abtranspor-
tiert wird.“

2. Hohe Kosten
Der internationale Bergbau wird von angelsäch-
sischen Firmen dominiert, die ihre Investitions-
entscheidungen weltweit mit Blick auf die Kosten 
treffen. Europäische Projekte mit strengen Auf-
lagen sind vergleichsweise teuer. Zuletzt hat der 
Konzern Rio Tinto ein Lithiumvorhaben in Ser-
bien aufgegeben. 

Mehrere europäische Firmen haben auch vor 
dem Wettbewerb aus China kapituliert: Die Ingal 
GmbH in Stade beispielsweise war bis 2016 der 
zweitwichtigste Galliumhersteller der Welt. Da-
mals steuerte sie sechs Prozent der globalen Pro-
duktion bei. Doch das Unternehmen stellte die 
Produktion ein, weil es mit den günstigeren chi-
nesischen Anbietern nicht mithalten konnte. 
Aufgrund steigender Preise wird nun diskutiert, 
die Produktion wiederaufzunehmen. Bislang 
steht das Werk in Stade allerdings still. Es lohne 
sich noch nicht, heißt es aus der Branche.

3. Mangel an Finanzierung
Um die Förderung wettbewerbsfähig zu machen, 
halten die Unternehmen neue Subventionen für 
notwendig. Der Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI) plädiert für einen europäischen 
Rohstofffonds. In den USA könnten Bergbauun-
ternehmen schon jetzt dank des „Inflation Re-
duction Act“ (IRA) zehn Prozent ihrer Kosten ab-
schreiben, erklärt der Verband.

Auch Tradium-Experte Giese sagt, der Mehr-
aufwand der Firmen in Europa müsse finanziert 
werden, „etwa durch günstige staatliche Kredite“. 
Insbesondere bei vielen Start-ups ist unklar, wie 
sie die gewaltigen Investitionen stemmen wollen. 
Die Firma Zinnwald beziffert den Finanzbedarf 
bei ihrem Lithiumprojekt im Erzgebirge auf 336,5 
Millionen Dollar – ein Vielfaches der Marktkapi-
talisierung des Unternehmens. Mit dem „Critical 

1 In der EU gibt es der 
Kommission zufolge 
rund tausend Berg-

bauprojekte. 130 sind in 
einem fortgeschrittenen 
Stadium.

2 Bis 2030 sollen zehn 
Prozent des jähr-
lichen EU-Bedarfs 

an strategischen Roh-
stoffen durch den hei-
mischen Bergbau ge-
deckt werden.

3 Experten halten das 
Ziel für unrealis-
tisch, weil der politi-

sche Widerstand gegen 
neue Minen vielerorts 
groß ist.

4 Aufgrund der hohen 
Umweltauflagen ist 
der Bergbau in 

Europa teurer als im 
Rest der Welt. Die Indus-
trie hält daher Subven-
tionen für nötig.

5 Bundeswirtschafts-
minister Robert Ha-
beck will den Berg-

bau in Deutschland mit 
einem Fonds fördern.

Die wichtigsten Fakten
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Raw Materials Act“ möchte die Kommission ei-
nige Hürden aus dem Weg räumen: Regierungen 
sollen künftig über einen neuen Projektantrag 
binnen zwei Jahren entscheiden müssen. Bisher 
kann dies auch schon mal zehn Jahre dauern.

Zudem will die Kommission bei der Finanzie-
rung helfen, indem sie auf europäische Fördertöp-
fe hinweist. Nationale Regierungen dürfen zu-

dem Subventionen vergeben, weil Brüssel die 
Beihilferegeln gelockert hat. In Deutschland plant 
Wirtschaftsminister Robert Habeck (Grüne) ei-
nen staatlichen Rohstofffonds. Dieser soll Projek-
te unterstützen und sich in wichtigen Fällen auch 
direkt beteiligen. 400 Millionen Euro sind dafür 
bereits im Klima- und Transformationsfonds 
(KTF) für das kommende Jahr reserviert – vor al-
lem für Forschungsvorhaben.

Direkte Beteiligungen müssen aus dem Haus-
halt kommen. Im Wirtschaftsministerium laufen 
bereits Planungen, wie das Geld im eigenen Etat 
dafür umgeschichtet werden kann. Damit soll 
dann die staatliche KfW-Förderbank direkt Ei-
genkapital für neue Bergbaustätten zuschießen 
können. Habeck stellt sich insgesamt ein Volu-
men von rund einer Milliarde Euro für den Fonds 
vor.

Außerdem hat der Minister vor ein paar Wo-
chen eine Rohstoffallianz mit Frankreich und Ita-
lien besiegelt. Die beiden Länder haben selbst 
schon vergleichbare Fonds. Zieht die Bundes-
regierung nicht mit, fürchtet Habeck, werden et-
liche neue Bergbauprojekte in Europa ohne deut-
sche Beteiligung umgesetzt.

Die Förderung aus den Mitgliedstaaten ist ent-
scheidend, denn Unternehmen rechnen nicht mit 
einem wesentlichen Schub durch das EU-Gesetz. 
Aktuell spiele es in der Planung der Unternehmen 
keine Rolle, ergab eine Umfrage der Beratungsfir-
ma Inverto unter rund 100 Einkaufsmanagern. 
Nur 39 Prozent glauben, dass die Initiative mittel- 
bis langfristig einen positiven Effekt hat.

Wichtiger als der Bergbau könnte in Europa 
das Recycling werden, erwartet Philipp Götzl-
Mamba vom Rohstoffhändler Tradium. Alte 
Handys und andere Geräte, die nicht mehr ge-
nutzt würden, ließen sich in die Kreislaufwirt-
schaft einbringen, sagt der Experte.

Eine weitere Quelle könnten Minenabfälle 
sein, die „Tailings“. Sie enthalten oft verschiedene 
kritische Rohstoffe, auf deren Gewinnung sich ei-
nige Unternehmen bereits spezialisiert haben. 
Jakob Blume, Judith Henke, Gerd Höhler, Daniel Imwinkelried, 
Julian Olk, Helmut Steuer, Carsten Volkery, Kathrin Witsch 

Bezugsquellen der EU
für die 16 strategischen Rohstoffen¹ nach Herkunftsländern

Anteil in Prozent
Kanada
Nickel 63 %

USA
Paladium 30 %

Chile
Lithium 68 %

Südafrika
Iridium/
Osmium/
Ruthenium
Mangan
Rhodium

31 %
42 %
37 %

Türkei
Boron (Bor) 70 %

Polen
Kupfer 20 %

Großbritannien
Platin 52 %

Norwegen
Silizium-Metall
Titan

45 %
23 %

Russland
Kobalt 25 %

China
Bismut 
Gallium
Germanium
Magnesium
Natürliches
Graphit
Seltene 
Erden²
Wolfram

63 %
80 %
69 %
59 %

42 %

64–80 %
31 %

Quellen: EU-Kommission, SCRREENHANDELSBLATT

Die "Platinum Group Metals" wurden in die einzelnen Rohstoffe Rhodium,
Platin, Palladium und Iridium/Ruthenium/Osmium aufgeschlüsselt;

1) Die Angaben beziehen sich auf den Durchschnitt 2016-2020; 
2) Enthalten sind hier die Elemente Neodym, Praseodym, Terbium,

Dysprosium, Samarium und Gadolinium

Die Rohstoffabhängigkeit der EU
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